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griffe, welche das Concil in seinem Gefolge haben könnte, mit Festigkeit zurükzu- 
weisen.

Diesen Erfolg hat die Hohenloh’sche Depesche bereits erzielt und sie ist inso­
fern keineswegs wirkungslos geblieben.

Das politische Departement beantragt Ihnen, die Note des bairischen Minister­
präsidenten nach beiliegendem Entwürfe zu beantworten.3

3. Approuvée par le Conseil fédéral dans sa séance du 6 septembre 1869. Cf. PVCF  E 1004 1 /78,  
3436. Pour la note du Conseil fédéral, cf. n° 206.
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3370. Norddeutsche Gesandtschaft, Gotthardbahn betreff.

Die Veranlassung zu dieser Sizung ist der Einlauf einer Note des Kanzlers des 
Norddeutschen Bundes an die Norddeutsche Gesandtschaft in Bern vom 
27. lf. Mts.2 über die Konferenz der betreffenden Staaten in Sachen der Gotthard­
bahnangelegenheit, welche dem Bundespräsidium durch Herrn General von 
Roeder sofort zur Kenntnis gebracht wurde und im Wesentlichen Folgendes ent­
hält:

«Es würde schon früher Instruktion an die Gesandtschaft erfolgt sein, wenn 
man geglaubt hätte, dass der Zeitpunkt schon gekommen sei, um eine bestimmte 
Stellung in der Frage einzunehmen, ob an einer mittel- oder unmittelbaren Sub- 
ventionirung Theil genommen werden soll. Auch jezt noch halte man den Zeit­
punkt nicht gekommen, da aus den Plänen und Vorlagen noch kein sicheres 
Urtheil über den Kostenaufwand und die Mittel, welche die Schweiz zur Ausfüh­
rung des Unternehmens beitragen könne, zu gewinnen sei. Im Hinblike jedoch auf 
die nächste Herbstsizung der schweizerischen Räthe, erkläre sich der Norddeut­
sche Bund bereit, an der beabsichtigten Konferenz Theil zu nehmen, um zur Ver­
vollständigung der Vorlagen zu gelangen. Das Eingehen in Verhandlungen über 
die Geldfrage könne jedoch ohne die Genehmigung des Reichstages nicht statt­
finden, welchem die gepflogene Korrespondenz vorzulegen sei.»

Der Bundesrath hat hierauf beschlossen:
1. Es sei die Konferenz auf den 15. September nächsthin nach Bern einzuladen.
2. Seien das politische Departement und das Departement des Innern beauf­

tragt, Anträge zu hinterbringen:

1. Absent: J.J. Challet-Venel.
2. Non reproduite. Cf. E 13 (B) 71.
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a. über die vom Bundesrath zu dieser Konferenz zu ernennenden Abgeord­
neten.

b. über die der diesseitigen Abordnung zu ertheilenden Instruktionen. 
Anzeige ad 1 an die Gesandtschaften von Italien, Grossherzogthum Baden und

Preussen, beziehungsweise Norddeutschen Bund.

206
E 1001 (E) q 1 /84

Le Conseil fédéral au Chargé d ’Affaires de Bavière à Berne, A . von Bibra

Copie
N  Bern, 6. September 1869

Ew. Hochwohlgeboren haben dem Bundespräsidenten die Abschrift einer 
Note1 mitgetheilt, welche Seine Durchlaucht der Fürst von Hohenlohe in Betreff 
des abzuhaltenden ökumenischen Concils unterm 9. April d. Js. an Sie gerichtet 
hat und worin die Frage unserer Erwägung anheimgegeben wird, ob nicht eine 
gemeinsame Massnahme der europäischen Staaten zu ergreifen wäre, um den 
Römischen Hof über die gegen das Concil einzunehmende Haltung im voraus 
nicht im Ungewissen zu lassen und ob nicht etwa eine Konferenz von Vertretern 
sämmtlicher betheiligter Regierungen als das geeignetste Mittel erachtet werden 
könnte, jene gemeinsame Haltung einer eingehenden Berathung zu unterziehen.

Indem wir Ew. Hochwohlgeboren diese Mittheilung bestens verdanken, beeh­
ren wir uns, dem Herrn Minister-Präsidenten unsere Genugthuung darüber kund 
zu geben, dass Hochderselbe den Regierungen die Gelegenheit geboten hat, sich 
über die ohne Zweifel sehr wichtige Angelegenheit in einer Weise auszusprechen, 
die ihre Wirkung nicht verfehlen wird.

Wir nehmen unsererseits keinen Anstand zu erklären, dass wir die in der Cir- 
kularnote ausgesprochenen Grundsäze über die Pflichten der Staaten gegenüber 
den befürchteten Ausschreitungen des Concils vollkommen theilen und vorkom­
menden Falles nicht anstehen werden, denselben nachzukommen.

Da aber die Bundesbehörden der Eidgenossenschaft nach ihrer konstitutionel­
len Stellung nicht berufen sind, die Beziehungen zwischen dem Staat und der Kir­
che gesezgeberisch zu ordnen, ihnen vielmehr nur ein allgemeines Aufsichtsrecht 
zur Wahrung des staatlichen Friedens zusteht, so befindet sich der Bundesrath 
nicht in der Lage, gegen eventuelle Beschlüsse, welche das Concil ohne Zustim­
mung der Vertreter der Staatsgewalt über Gegenstände gemischter Natur einsei­
tig fassen könnte, zum Voraus Verwahrung einzulegen oder sonstige präventive 
Vorkehren zu treffen.

Gegenüber den geistlichen Behörden der Eidgenossenschaft dürfen wir uns 
solcher Massregeln um so eher enthalten, als denselben die verfassungsmässigen 
Mittel schon hinlänglich bekannt sind, welche die Bundesbehörden in den Stand

1. Non reproduite. Cf. E 22/1622; pour l ’affaire traitée par le Conseil fédéral, cf. n° 204.
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